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Die Verhandlungen wegen neuer Gehalts¬
erhöhungen .

Die Verhandlungen wegen neuer (Gehaltserhöhungen
haben in Berlin am Montag nachmittag begonnen, sind
aber , obwohl sie bis %2 Uhr nachts dauerten , nicht zu Ende ge¬
kommen . Am 26 . April war der Reichsregierung und dem
Reichsministerium von den gewerkschaftlichen Spitzenorganisa¬
tionen eine Eingabe überreicht worden, in der die Forderungen
der Organisationen folgendermaßen dargelegt und begründet
wurden :

„ Die seit Inkrafttreten der neuen Gehalts - und Lohnsätze
zu verzeichnende Preissteigerung macht eine abermalige Er¬
höhung der Bezüge der Reichs -, Staats - und Gemeindebedien¬
steten notwendig. Wenn auch die letzte Revision des Besol¬
dungsgesetzes nicht alle grundsätzlichen Wünsche der Organi¬
sationen erfüllt hat, so sind diese doch übereinstimmend der
Ansicht , daß Sie jetzige Maßnahme lediglich den Charakter
eines Teucrnngsansglcichs habe» sollen und infolgedessen die
grundsätzlichen Fragen des Besoldungs - und Lohnsystems jetzt
nicht auszurollen sind . Die notwendigen Zulagen sind daher
in der Fönn der Erhöhung der Teuerungszulagen zu gewäh¬
ren . Was die Höhe der Zulagen betrifft , so ist zu berücksichti¬
gen, daß unter schädungsweiser Einrechnung der im April vor
sich gegangenen Preissteigerungen die Kosten der Lebenshal¬
tung selbst unter Berücksichtigung eines sogenannten Berelen¬
dungsfaktors für die der Reichsteuerungsstatistik zugrunde lie¬
gende unzureichende Nachkriegsration sich seit Oktober um
etwa 133 Prozent erhöht haben . Entsprechend ist das Einkom¬
men eines Beamten der Gruppe 3 gegenüber der Oktoberrege¬
lung zu erhöhen.

Von diesen Erwägungen ausgehend , komnien die Unterzeich¬
neten Spitzenorganisationen zu folgenden Forderungen und
ersuchen die Regierung , mit ihnen in Verhandlungen hierüber
einzutrelen . Für die Beamten , Beamten im Vorbereitungs¬
dienst , Diätare und Pensionäre : 1 . Der allgemeine Teuerungs¬
zuschlag zu Grundgehalt , Ortszuschlag und zu den Kinderzu¬
schlägen ist auf 69 Prozent zu erhöhen. 2 . Der bisherige . Son¬
derzuschlag auf die ersten 10 000 M . ist rn der Weise zu ver¬
ändern , daß auf die ersten 15 000 M . ebenfalls 66 Prozent
(Kopfzuschlag ) gewährt werden. Für die Angestellten : Die
sich aus der Maßnahme zu A: ergebenden Beträge sind auf
den Tarifvertrag der Angestellten entsprechend zu übertragen .
Für die Arbeiter ist eine Lohnerhöhung zu gewähren , die im
finanziellen Effekt der vorstehend geforderten Erhöhung der
Neuerungszuschläge für die Beamten entspricht. Hieraus er¬
gibt sich eine Durchschnittslohnerhöhung von 5 M . für die
Stunde .

Gemeinsame Forderungen : Die Gehalls - und Lohnerhöhun¬
gen sind mit Wirkung vom 1 . Mai ab in Kraft zu setzen . Den
Angestellten und denjenigen Beamten , die ihre Bezüge nach¬
träglich erhallen , sind die Teuerungszuschläge spätestens bis
zuin 15. jeden Monats zu zahlen .

"

Nach Bewilligung der genannten Forderungen würden sich
die Beamtengehälter wie folgt stellen:

Für Gehaltsklasse I : jetziges Einkommen 21 400—29 000 M -,
künftig 31 720—41000 M . ; Gruppe II : jetziges Einkommen
24 710—32 640 M„ künftig 35 700—46 480 M . ; Gruppe III :
jetziges Einkommen 27 700 —36 280 M ., künftig 39 400 bis
49 960 M . ; Grup " V ; jetzige " Einkommen 31 340—41 220 M .,
künftig 43 880 i ' ii M . ; Gruppe VI : jetziges Einkommen
33 390- 43 820 M . . . künftig 46 280—59 240 M . ; Gruppe VII :
jetziges Einkommen 36 280—48 760 M ., künftig 49 960 bis
65 320 M . ; Gruppe VIII : jetziges Einkommen 39 920—62 660
Mark , künftig 45 460—70 120 M . ; Gruppe IX : jetziges Ein .
komnien 43 820—49 160 M .. künftig 59 240—78 120 M .,
Gruppe X : jetziges Einkommen 48 760—68 000 M ., künftig
65 320—89 000 M . ; Gruppe XI : jetziges Einkommen 53 960
bis 75 800 M ., künftig 71 720—98 600 M, ; Gruppe XII :
jetziges Einkommen 64 360—91 400 M -, künftig 84 520 bis
117 800 M . ; Gruppe XIII : jetziges Einkommen 83 300 bis
117 400 M . . künftig l »6 60Ü—149 800 M.

Es wird nun unterm 2 . Mai über das Berliner Berhand -
lungsergebnis ( nach der „ Frkf . Ztg .

"
) mitgeteilt : Die Beratun¬

gen wurden nachts abgebrochen, da eine volle Einigung zu¬
nächst nicht zu erzielen war . Die Differenz zwischen dem letz¬
ten Angebot der Regierungsvertreter und den letzten Forde¬
rungen der Verbände war allerdings um diese Zeit nicht mehr
erheblich . Am Dienstag nachmittag wird eine neue Bespre¬
chung stattfinden , in der man eine endgültige Einigung zu
erzielen hofft. Andernfalls muß die Regierung ihre Vorlage
ohne vorherige Verständigung mit den beteiligten Verbänden
selbständig an den Reichstag bringen .

Die Beamten - und Arbeiterverbände hatten in der Haupt¬
sache eine Verdoppelung der bisher gewährten Teuerungszu¬
schläge (vou 30 auf 60 Prozent und von 60 auf 120 Prozent
für die ersten 10 000 Mark und für die Arbeiter eine Erhöhung
des Stundenlohnes um 5 Mark ) gefordert . Bei den Beamten
der Gruppe III ( Eisenbahn - und Postschaffner), deren Ein¬
kommen bei den Besoldungsverhandlungen regelmäßig als
Grundlagen der Erörterungen genommen werden, zeigte sich
in der letzten Phase der Verhandlungen folgende Meinungs -
tzerschiedenbcst : Die Beamtenverbände bestanden auf einer Er -

Die Behörden und ihre

Höhung der Bezüge um 10 000 M ., nachdem sie ursprünglich
11700 M . verlangt hatten ; aber , während sie diesen Zuschlag
einem ledigen Beamten der Gruppe III in der Ansangsstel¬
lung zuerkennen wollten, war die Regierung nur bereit , den
Betrag einem verheirateten Beamten in der dritten Bor-
rückungsstufe mit zwei Kindern zu gewähren . Dieses Zuge¬
ständnis wurde für einen ledigen Beamten in der Anfangs¬
stufe eine Zulage von 8200 M . bedeuten. Die Differenz zwi¬
schen diesem Zugeständnis und der Forderung der Verbände
beträgt also in diesem Schulfalle noch 1800 M.

Für die Arbeiter hatten die Verbände ihre Forderung von
ursprünglich 5 auf 4 Mark ermäßigt . Eine Verständigung auf
diesem Gebiete hängt von einer vorherigen Einigung über die
Bcamtenbezüge ab, da sie sich dieser automatisch anpatzt .

Das ist das vorläufige Resultat . Mm darf hoffen, daß die
weiteren Verhandlungen bereits in den nächsten Tagen Abge¬
schlossen werden und dann dem Reichstage zugehen . — Für
Preußen wird noch gemeldet: »Der Beamtenausfchuh des
Preußischen Landtages- stellte sich am Freitag auf den Boden
folgender Forderungen der Spitzenverbände : 1 . Der allge¬
meine Teuerungszuschlag zum Grundgehalt , Ortszuschlag und !
zu den Kinderzuschlägen ist auf 60 Prozent zu erhöhen ; 2 . der!
bisherige Sonderzuschlag aus die ersten 10000 M . ist in berj
Weise zu verändern , daß auf die ersten 15 000 M . ebenfalls
60 Prozent (Kopfzuschlag ) gewährt werden. Das Staatsmini ,
sterinm soll sich für diese Forderungen gegenüber der Reichs¬
regierung einsetzen ."

Welche Stellung die Finanzminister der Länder , die mit
dem Reichsfinanzminister Dr . Hermes Ende voriger Woche in
Würzburg tagten nnd sich wahrscheinlich ebenfalls mit den Ge.
Haltserhöhungen befaßten, einnehmen, ist in der. Öffentlichkeit
bisher nicht bekannt geworden

Nach einer neuen Meldung der „LdStztg." von heute , sollen
die Verhandlungen gestern noch beendet worden sein . Eine
völlige Übereinstimmung sei aber «och nicht erzielt worden,
wenn auch der Unterschied zwischen den Forderungen der Or¬
ganisationen und den Zugeständnissen der Regierung nur noch
1000 Mark für das Jahr bei jedem Beamten betrage . Das
ltzete Angebot 8er Regierung ging dahin , den allgemeinen
Teuerungszuschlag von 3000 auf 5600 Ml zu erhöhen , während
die Organisationen für den letzten Zuschlag 6500 M forderten .
Die Zugeständnisse der Regierung erfordern einen jährlichen
Mehraufwand von 46 Milliarden Mark.

Allgemeines .
I « der Ortsklassenfrage zur Beachtung.

* Aus Abgeordnetenkreiseu wird uns geschrieben :
An den badischen Landtag und an einzelne Abgeordnete ge¬

langen immer noch Gesuche um Einreihung in eine höhere
Ortsklasse . Diese Wünsche sirch — auch im Hinblick auf die
steigende Teuerung — gewiß verständlich. Allein es scheint,
daß sie vorläufig von der Reichsregierung und dem Reichstag
nicht erfüllt werden können. Wie das Mitteilungsblatt des
Beamteübundes in seiner neuesten Nummer mitteilt , ist dem
Deutschen Beamtenbund auf entsprechende Eingaben die fol¬
gende Antwort zugsgangen : »iJch b̂eehre mich , zu erwidern ,
daß Gesuche um Höhereinstufungen von Orten durch die Lan¬
desregierungen an mich gerichtet werden müssen. Ich be-
merke äber schon jetzt, daß in dem gegenwärtigen Zeitpunkt
derartige Gesuche keine Aussicht auf Erfelg haben , da die
Ortsklasseneinteilung soeben erst "abgeschlossen worden ist . Auch
Eingemeindungen sind keine Gründe für Höherstufungen ."

Darnach haben gegenwärtig Gefuche und Eingaben in der
Ortsklasseneinteilung keine Aussicht auf Erfolg. Allerdings
glauben wir nicht, daß man dauernd diesen Standpunkt sei¬
tens der Reichsregierung und des Reichstages einnehmen wird,
da "auch in dieser Angelegenheit manche Unebenheiten zu
glätten find ; allein zurzeit muh man sich mst dem oben dar¬
gelegten Standpunkt abfinden.

Die Erhöhung der Beamteubesoldung.
Im Reichstagsausschuß für Beamtenangelegenheiten , der am

letzten Dienstag nach der Osterpause wieder mit seinen Sitzun¬
gen begann, verlas der Vorsitzende Abg . Deglerk (Dnat . ) ein
Schreiben des Staatssekretärs Zapf vom Reichsfinanzministe¬
rium , das die geplante Erhöhung der Bramtenbezüge betrifft .
In dem Schreiben wird betont, daß die vom Ausschuß ge¬
wünschte Erklärung über neue Maßnahmen zur Besserung der
wirtschaftlichen Lage der Beamten seitens des Reichsfinanz¬
ministeriums zurzeit leider nicht abgegeben werden könne, da
infolge der Abwesenheit des Reichsfinanzministers in Genua
eine nähere Stellungnahme zu dieser Frage noch nicht erfolgen
konnte. Es wird in dem Schreiben weiter darauf hingewiesen,
daß über die zu Jnformationszwecken im Reichsfinanzministe ,
rium stattgefundenen vertraulichen Besprechungen durch Jndis -
kreffon Nachrichten in die Presse gelangt feien, die übrigens
nicht in allen Punkten zutreffend gewesen seien. Das sei sehr
bedauerlich, denn solche vorzeitigen Veröffentlichungen führen
erfahrungsgemäß dazu, daß mit Rücksicht ans die in Aussicht
stehenden Erhöhungen der Bezüge der Beamten , Angestellte«
nnd Arbeiter eine weitere Verteuerung der Lebenshaltung ei«,
setzt, bevor nur überhaupt dir neuen Bezüge in Kraft trete «
oder ausgezahlt werden können.

Abg . Delins (Dem. ) bat die Regierung um die Bestätigung ,
daß diesmal die- Regierung ohne Anregung der Spitzenorgani¬
sationen aus sich heraus der Teuerung Rechnung tragen wolle.Das sei eine erfreuliche Tatsache, die bei den Beamten günstigwirken werde.

Beamten werden gebeten, auch die umstehenden

Geheimrat Reser bestätigte die letztere Auffassung.
Nach einer kurzen Erörterung , an der sich die Abgg . Merath

(Dvpt .), Schutt - Steglitz (Dein . ) , « llekote (Z . ) und Schmidt.
Stettin (Dnat . ) beteiligten, beschloß der Ausschuß , sich durch das
Schreiben der Reichsregierung nicht für befriedigt zu erklären ,
sondern mit Rücksicht darauf , daß Verhandlungen der Regie¬
rung mitden Gewerkschaften stattgefunden hätten, die Regie-
rung um Auskunft über diese Verhandlungen zu ersuchen , mit
der Bitte , zu weiteren Besprechungen die Mitglieder des Reichs,
tagsausschuffes für Beamtenangelegenheiten hinzuzuziehen.

Badischer Richtertag .
T .-U . Am Sonntag fand in Karlsruhe die diesjährige

Hauptversammlung des Badischen Richteroereins (Badischer
Rlchtertag ) statt .

Der Geschäftsbericht gab umfassende Tätigkeit auf allen
Gebieten der Berufs - und Standesfragen . ' Der Kassenberichtwies günstige Verhältnisse auf . Zufolge der vorgenommenen
Erneuerungswahl tvaten neu in t>en Vorstand ein : Oberlan «
desgerichtsrat Brugier und Staatsanwalt Greifs in Karlsruhe .Eine Statutenänderung trug den gegenwärtigen Teuerungs¬
verhältnissen Rechnung. Sodann erfolgte ein lehrreicher Vor¬
trag von Oberlandesgerichtsrat Dr . Levis über die Streit !-
frage . Aus der allgemeinen Aussprache sei folgendes hervor¬
gehoben : Die von Zeit zu Zeit sich immer wiederholenden
Angriffe namentlich der linksgerichteten Kreise gegen die
Rechtspflege, die sich übrigens meist nur gegen Urteile in
>Strafprozessen mit politischem Einschlag richteten und da«
Vorhandensein einer Klassenjustiz behaupten, hüben in Baden
keine Berechtigung . Sie geben aber Anlaß zu dem Entschluß,
daß die Richter noch mehr als bisher sich an den Fragen und
(Bewegungen des Tages , namentlich auf sozialem Gebiet und
in Angelegenheiten des werktätigen Volkes , beteiligen und'
Fühlung mit den entsprechenden Kreisen nehmen müssen, um
als Unparteiliche deren Bestrebungen kennen und würdige»
zu lernen und nötigenfalls aufklärend zu wirken.

Der zurzeit zur Erwägung stehende Entwurf eines Arbeits¬
gerichtsgesetzes wurde in seinem Ziele, eine Eingliederung der
Arbeitsgerichte in die ordentlichen Gerichte herbeizusühren , be¬
grüßt ; die Weiterbehandlung des Entwurfs soll in einem
Ausschuß nnd in den Bezirksvereinen erfolgen. Die Bedenke»
gegen die Zulassung der Frau zum Richtertnm sowohl als
Laienrichter wie als Bernfsrichter , die schon beim deutsche»
Rlchtertag in Leipzig vom "Mai 1921 zu einer Ablehnung die¬
ser Zulassung geführt hatten, blieben auch jetzt grundsätzlich
aufrechterhalten ; gegenüber dem Beschluß des Landtagsaus ,
schusses , daß die Frau zu jeder ehrenamtlichen Tätigkeit in
der Rechtspflege sowie zum Amt des berufsmäßigen Bor-
,mundschafts - , Jugend - und Fürsorgerichters zuzulaffen sei,
beschränkte sich der Richtertag ans di« Entschließung, daß das
Amt eines Vormundschaftsrichters der Frau nicht zu über¬
tragen sei . Der überaus fachliche und einmütige Verlaus der
Tagung hinterließ bei den zahlreichen Teilnehmern den be-
friedigendsten Eindruck.

Erhöhung der Tagegelder der Reichsbeamten.
Der Reichsrat beschloß, die Tage- und Übernachtungsgelder

bei den Dienstreisen der Reichsbeamten um 199 Prozent zu er¬
höhen. Angenommen wurde ferner der Entwurf einer Ver¬
ordnung über die Einkommensgrenze im ReichsversorgungS»
gesetz, ferner ein Gesetzentwurf über Tenerungsmaßnahme «
für Militärrentner . -

Wegfall der zweite« Prüfung i« der mittlere« Laufbahn.
In einer am 10. lMärz ftattgssundenen Chefbesprechung

zwischen der Reichspost- und Telegraphenverwaltung , dem
Reichsverkehrsrninisterium und dem Reichsfinanzministerium
sprachen sich trotz des entschiedenen Eintretens der Postver -
waltung für die zweite Prüfung in der mittleren Laufbahn
sowohl der Reichsmnnster der Finanzen als auch der Reichs¬
verkehrsminister gegen die zweite Prüfung aus . Mt der Bei¬
behaltung bzw . Einführung der zweiten Prüfung bei den ge¬
nannten Verwaltungen ist somit nach Ansicht der Zeitschrift
„Der Beamtenbund " nicht zu rechnen .

Nachklänge zum Eisenbahnerstreik.
Auf eine deutschnationale Anfrage im Reichstage über den

Eisenbahnerstrrik hat der Reichsverkehrsministereine Antwort
gegeben, in der es heißt : an dem Streik haben sich 10 627 Be¬
dienstete beteiligt , das sind 14,5 Prozent des gesamten Perso¬
nals u . zwar 10 066 Arbeiter — 24,6 Prozent und 561 Beamte
— 7 Prozent . Von der Entlassung der Arbeiter, die die Frist
zur Wiederaufnahme der Arbeit nicht eingehalten haben, mutzte
angesichts ihrer großen Zahl Abstand genommen werden, da
sonst nach der Beendigung des Streiks erhebliche Betriebs¬
schwierigkeiten eingetreten wären . Insgesamt wurden sechs
Arbeiter entlassen. Wegen bloßer Strcikbeteiligung ist gegen
Beamte weder im Wege des förmlichen Disziplinarverfahrens
noch mit Kündigung vorgegangen worden . Ein Beamter wurde
im Wege der Kündigung entlassen , gegen zwei schwebt noch ein
Disziplinarverfahren . Gegen 19 am Streik beteiligte Be¬
dienstete wurde wegen vorsätzlicher Transportgefährdung und
wegen Hausfriedensbruch das straftrechtliche Verfahren einge-
leitet . Hiervon sind aber bereits fünf Fälle durch Freispruch
erledigt .

Die Gründung einer neuen Lokomotivführerorganisativn.
Am 28 . April ist in Berlin der Verband Deutscher Lokomotiv¬

führer von rund 60 Vertretern der bisher zum Reichsverband
Deutscher Eisenbahnbeamten und Anwärter gehörigen Loko¬
motivführer gegründet worden . Dem neuen Verband, dessen
Ämter nur von im Dienst befindlichen Lokoinotivführern au^-
geführt werden sollen , sollen nur technisch vorgebildete Lokomo¬
tivführer angehören . Der Verband will seinen Anschluß an
den Deutschen Beamtenbund nachsuchen.

Veamtenrecdt .
Das Beamtenrätegesctz .

Im Reichstagsausschuß für Beamtenangelegenheiten wurde
bei Weiterberatung des Entwurfs des Beamtcnrätegesetzes § 13
in der Regierungsvorlage angenommen. Abg. Steinkopf (Soz .)(
wies bei § 14 auf den Widerspruch in der Stellung der Reichs-

'

Anzeigen zu beachten.



regierung hin, der in der Vorlage jttm Rcichsrat und r» d»
jetzig« RegrerungSvorlage zum Ausdruck komme ; währen- in
jener Vorlage die Regierung di« Gruppenwahl scharf be-
kämpfte, habe sie diese jetzt befürwortet . 8 l -i widerspreche den
88 ' und 7, näuiluh der Vorschrift, datz alle Beamten bei einer
Ti '.' jrsteile ufw . einen einzigen Wahlkörper bilden nutz - atz die
Wagt unmittelbar und geheim nach den Grundchtzen der Bei »
hältniswahl stattfinde . Würde man die Beamten , nachdem
das Besoldungsgesetz die Unterschiede zwischen höheren, mitt¬
leren und unteren Beamteu beseitigt hat, wieder in Klagen
trennen , so habe die» unabsehbare Konseqeunzen. Das Beste
fei, den § 14 zu streichen oder festzulegen, datz alle wahlberech¬
tigten Gruppen nach Möglichkeü za berücksichtige» find. Das
Nähere soll dann die Wahlordnung bestimmten .

Ministerialrat Daniel erklärte, eS liege kein Widerspruch in
der Stellung der Reichsregierung vor. Die ReichSregiernng
habe eben in der zweiten Fassung die Gründe » di« der Reichs,
rat gegen die Zweckmäßigkeit de» erste« Entwmrfr* »erbrachte,
als stichhaltig anerkannt .

Staatsrat v. Rüßlein führte als Vertreter de- Reichsrates
mu -, datz das System der Trnppenwahl deshalb gewählt worden
sei , weil die persönlichen Interessen aller Bemmen einer Dienst,
pelle nicht immer die gleichen feien, sondern bei verschiedenen
Beaintengruppen oft auseinander », manchmal sogar gegenein¬

ander laufen . 5ttu solche Unteres,engruppen können Beamte
verschiedener BerwattnngsKweige amstratev, die unter einem,
Dienstvorgesetzdenvereinigt find, männliche und weibliche Be¬
amt , sowie Beamte der höheren, mittleren unv nuteren Besol¬
dungsgruppen . Es sei nicht leicht, durch Gesetzesbestimmungen
den verschiedenen Jntereffentengrnpv « eure ausreichende Ver¬
tretung zu gewährleisten. Den Haupefibutz var Vergewaltigung
der Minderheit bildet die Verhältniswahl . Einen weiteren
Schutz finde der Entwurf in der Spaltung des Wahikörpers in
drei Wahlgruppen , die die Beamten der höheren, mittleren und
unteren Besoldungsgruppe umfassen und mindestens je einen
Vertreter im Beamtenrat und mindestens je zwei im Haupt »
beamtenrat haben.

Zwei Vertreter der deutsch« Voikspartei stimmten im we¬
sentlichen dem Rcgierungsentwurf zu. Ein Vertreter der Unab¬
hängigen hielt die Zerreißung des Wahlkörpers einer Dienst¬
stelle in verschiedene Gruppen für ein« Bedrohung der direkten
Verhältniswahl und deshalb für einen Rückschritt zur Methode
der ungleichen KlaffenwM . Gegen dir Regierungsvorlage
wandte sich Abg . Schnldt-Steglitz (Dem.). Abg . Höfle hielt es
nicht für opportun, wieder die Klaffe der unteren , mittleren und
höheren Beamten aufleben zu lass« und sprach sich deshalb
gegen das Gruppenwahleecht au». Mg . Delins (Dem .) führte
an Hand von zahlenmntzigen Angaben aus , datz bei den meisten

Verwaltung !« die Gefahr einer Terrorisierung der mittlere »
und unteren Beamte« garuicht bestehe .

Zrum Zweck der Erreichung einer Wereinfiimmung innerhalb
der Koatiriousparteien wurde schließlich die Debatte über § 14
abgebrochen und die Abstimmung »ettagl .

I » 8 16 wurd gemäß einem sozialdemokratischen Antrag die
Bestimmung ausgenommen , datz für das Wahloerfahre » ein«
vom Reichsmimster des Innern mit Zustimmung des Reichs -
rates und eines aus 28 Mitgliedern de» Reichstages bestehenden
Ausschusses zu erlassende Wahlordnung maßgebend sein soll.

Veremsmitteilungen .
Ortskartell Heidelberg de« Deutsche« Beamtenbnndr «.

Einladung
zur ordentlichen Hauptversammlung am Samstag , 6. Mai ,
8 Uhr abends , im Liederkranzheim, Bienenstraße .

Tagesordnung :
Geschäfts- und Kassenbericht . Bericht der Rechnungsprüfer .

Wahlen , Anträge , Verschiedenes.
Zahlreiches Erscheinen dringeud erbeten.

Der Bork»—r»

Was der Beamte benötigt
Qujiav 0 (rüger
feine SHerrenfcßneiderei nacß <!Raß

(HCpiferftraße 207 — gegenüber cFrredri<£ sbad
- > — Mäßige Greife . ■- ■■ ■ ;

BAUBUND - MÖBEL
sieh « Inserat in der Kariereher Zeitung.

Geschenkhaus
Leopold Wohlschlegel

KaiserstraBe 173
Lux « swat *eit ♦ Lederware « ♦ Haushalt -
Artikel ♦ Reisetaschen ♦ Reisekoffer

Vereinsahrenpreise -

Friedrich mehr
Mohankertlgung eleganter Herrengarderobe
Baumei [ferftra (je 18 KARLSRUHE (Restaurant Ziegler )
Garantie für ladeiiofenAtz u. erfthlaiiigeVerarbeitung.

(Beamte Porzugsprelle .)

Hüte - Mützen
Sportartikel * Kravatten

Thead .Zenker
Kaiserstraße 61 (gegenüber der Hochschule).

Damenbinden — Gürtel
Strümpfe und sonstige Damenartikel

Reformhaus NEUBERT
Kai < * r * tr . 11 ( KARLSRUHE Kalseratr . 118 .

Die Frau und ihr Haus
ZMUchrltt fir Kitidiug, fieiudbiit Kerptrpthge »I UMuiiitniei
Beilagen : Die Heimat auf dem Lande . - EinfacherHausrat. Herausge¬
geben von der Werbestelle f . DeutscheFrauenkulturKarlsruhe -Köln

Monatlich ein Heft Preis vierteljährlich 7.60 M.

Einzelheft . Probehefte durch jede Buchhandlung und
direkt vom Verlag .

Die fleischlose Küche
nebst einfachen Fischgerichten .
Bearbeitet von Käthe Birke .

Mit nahezu 700 Koch Vorschriften . / Preis ged . Mk . 24.—

G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag , Karlsruhe i. B .

G. Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag,
Karlsruhe, Karlfriedrichstrafle 14.

Singer HShmaschinen
wmtnmHmiTOii»imininu«mwHnwwnmiHmmH«mMiiHWHMWHmmitHWHmn

Erleichterte Zahlungsbedingungen
Ersatzteile — Madeln — Oel — Garn

— Raparataren —

SINGER CO. KARLSRUHE
HShmaschinen Act -Ges. Kaisers 1. 124 Tel. 1379

In einigen Tagen Möbelkaufhaus
Gust . Friedrichs
Karl - Friedrichstraße 24 (Rondellplatz).

eröffnen wir unser neues Lokal

Markgrafenstr . 24 , Ecke Kronenstr . 40
(früher Hotel Geist)

In Kürze wird erscheinen :

WohnungsDeubauten u.
Steuergesetzgebung

von
Rechtsanwalt Dp . M . Graff

in Freiburg i- Br.

Preis etwa Mark 15 -—

Dieses Werkchen soll die Bauherren beraten , wie steuer¬
lich der Wohnungsbau behandelt wird . Es soll auch ein
Auskunftsbuch sein für Rechtsanwälte , welches die vielfach
zerstreuten maßgebenden Bestimmungen zusammenfaßt .
Besonders wichtig ist die Darstellung der Gesetzesvor¬
schläge , die bald erlassen werden müssen , wenn ernstlich
gebaut werden soll.

Wichtig für Jeden Baulustigen . > >—

Zu beziehen durch jede Buchhandlung u - direkt vorn Verlag .
G. BHHtGlie HoibPcHrpcktrii wd Verlag, Kirtsrobe i.l ., lirlfriedrlcWr. 14.

Bezugsquellen für den Bedarf der Behörden
Gustav Hercfle Nacht. Inh . : Bittlingmayer

d Bretechneider
Telephon 1133 Karlsruhe Waldstraße 44

Stempelfabrik □ Buchdruckerei und
Papierhandlung □ Impressen-Verlag.
n Sämtliche BQrobedarfsartikel . u

Rasche Bedienung . Sauberste Ausführung .

Feuerwehrgerätefabrik Carl Metz
Karlsruhe i. B. (74)
Gegründet 1842 in Heidelberg

Automobil- und Benzinmotorfeuerspritzen , Handdruck¬
feuerspritzen , Automobil - Drehleitern , mechanische
Leitern , Hydranten-Geräte . — Persönliche Ausrüstungen .

OPEZET
Oberbadische Papier - Zentrale E . Böhm & Co.
Telephon 2365 FREIBURG I . B. Klarastraße 58

Sämtliche BOrobedarfsartikel , Kanzlei - u . Konzeptpapiere. Brief- ,
Kanzlei- und Aktenhüllen . Stempel mit elastischer Gummi -
Zwiechenlage, daher geringe Abnutzung u . stets saubere Schrift.

GLOCKENGIESSEREI
GEBRÜDER BACHERT

KARLSRUHE I . B.
Liststr. 5 . Tel . 44 -3.

Gegen Feldmäuse
8."

die badifdien Behörden
auf seine Firma aufmerksam
machen will , veröffentliche seine
Anzeigen auch im „Bad . Zentral¬
anzeiger für Beamte “, Karlsruhe i. B.

Karlfriedrichstr . 14.

Ratten und Hausmäuse
verwendet man das beste und billigste Mittel

la . Mäuse - Phosphor-Latwerge Marke „A.
in IG Kg .-Patenteimer zu Mk . 10.— per Kg,
in Dosen zu Mk . 6.—, 9.— und 15.—.

la . Saccharin -Strychnin-Weizen Marke „A. S.“
garantiert 3°/«. Strychnin nitr . puriss D .A.B . 5
lose Mk. 40.— per Kg ., in 1 Kg .-Packungen Mk.
42.-, in V* Kg .-Packungen ML 22.- pr . Packung .

Chem. Fabrik Anton Springer
Karlsruhe b. Hauptbahnhof .

Telephon 2340.

Die für Baden gültigen Vorschriften über

Baukastenbeihilfen
und Wahnungsabgabe

Textausgabe mit Einleitung und Anmerkungen
von Dr. Eugen Imhoff

Ministerialrat im badischen Arbeitsmiaisteriuna .

Preis broschiert M . 48 -—> gebunden M. 56 .—-

Ettlingerstraße 51

2u beziehen durch jede Buchhandlung und vom Verlag

G . Braunsche Hofbuchdruckerei und Verlag
Karlsruhe in Baden , Karlfriedrichstrafle 14.

Wuhnungsma r kt
Dommeschiugen - Karls »

eiche. 6 Zim . , Hü. , ewtft «
tarn. u. Zubeh. UM. 10003«.
Wohng . kann auch alt 3 ob.
4 Ztmwhng. abgegtb . totrb.

Trippei, Donaueschtngen

Wohnungstausch Weiu -
im -Manuhei « Sch. 3.
whg . m . kl. Gärtchenin fr.
ag «grg . solch« in Mannheim

zutausch.ges. H .Weber,Wein-
Heim, Alte Landstraße 52 .

Wohmmgstausch Offen-
Hurg-Mannheim . Georg
Schmib, Saswerkstr. 1711.
3Z . , Rü., Speicher , Rem . ,
Re. , Trckb. , Gas . 870 Mk.
<zLt . Mittelstr. 3 M-nnh.s

Abkürzungen In de « Tauschanzeige « :
B. - Sab , El . - Elektr. Licht , Ebg . - Erdgeschoß, Fft . - Fahrstuhl , Gt . -
Garte », G . - Gas , Sic. - geller . Sä . = Räche. Mb ». - Mädchenzimmer, Ms .

- Mansarde . Epchk. - Speicherkammer , Spk. - Speisekammer,
Trckb . = Trockenboden, Zhz . = Zeniratheizimg , Z . = Zimmer .

« belshrim —Mauuhrim »her Baden -Paden . Zn Adelsheim , einem herrlich und
idhllisch gelegenen Landstädtchen iBabnlinie Heidelberg —Würhburgl ist in meinem Haus«
ein« 5-Zimmerwohnung mit Bad , Autogarage und Garten gegen eine 4—S-Zimmer»
Wohnung in Mannheim oder Laden-Baden zu tauschen . Sdentl. kommt auch Haus¬
tausch oder Raus in Frage. Näher« Auskunft von Bestler Schlutter , Firma
Rummel & Cie. , Q 7, 17b . Telephon 2433 . _

Wohnungstausch Karls¬
ruhe Baden -Baden . 4Ztm-
mer, Rüche, Zubehör, Elek¬
trisches Licht, Gas . Otto
Wal, , » erderstraß « 18.

In Karlsruhe sucht älteres
kinderloses Ehepaar 3—3
möblierte Zimmer mit Kä-
chenbenühung . Angebot « u.
C A. 88 an di« Expedition
der Karlsruher Zeitung.

Wohnungstausch Frri »
»urg -gartsrnhe . Fr . Heu -
rich, Emmeudiugerslr. 27III
4 Zim. , Küche, Speiche« . ,
Keller , Trockenboden , SaS ,
843 Mark.

Junges kinderloses Ehe¬
paar au» besten Kreisen
sucht 2—3 möblierteZimmer
mst Kllchenbeuützung. Ange¬
bote um . C. A . 85 an die
Exped. der Karlsr . Zeitnng.

Wohnungstausch Offrn-
durg - Maunhei « ! Tausch«
meine 2-Zwhg . i» Offensurg
geg . ein« solch« in Mannheim
ob . Hing . Näh. Schuhgeschäft
Lange -Nstterstraße t .

Wohmmgstausch inner¬
halb Karlsruhe . Schön«
2-Zlm« erwohnungBürger¬
straß« 811 gegen 3-Zim-
merwohnnng zu tauschen ge¬
sucht. D. Walter.

Die Aufnahme einer Wohmmgsanzei«« kostet 3 Mark. Der » «trag ist mit der

Bestellung an di« Geschäftsstelle der . Karlsruher Zeitung- , Karlsruhe t. » . . Karl¬

friedrichstraße 14 «in, »senden, « dr bitten um rege Beteilig»»«.
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